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27 

"Stadt Le etrieb" 
in der Fassung vom 26. April 2012  

m

ürgermeisters 
s 

 12 Inkrafttreten         7 

er Stadt Leichlingen in seiner Sitzung am 26. April 
012 folgende Betriebssatzung beschlossen: 

 

Name und Gegenstand des Eigenbetriebes 

 der gesetzlichen Vorschriften und der 
estimmungen dieser Betriebssatzung geführt. 

2. Der Betrieb führt den Namen "Stadt Leichlingen – Städtischer Abwasserbetrieb".  

 
des Abwasserbeseitigungskonzeptes und alle den Betriebszweck fördernden Geschäfte.  

 

Betriebsleitung 

eres bestimmt 
ist. Der Betriebsleitung obliegt insbesondere die laufende Betriebsführung. 

 

 Bedarfs, Abschluss von 

 

Betriebssatzung 
ichlingen – Städtischer Abwasserb

 
Inhaltsverzeichnis         Seite 
Präa bel          3 
§  1 Name und Gegenstand des Eigenbetriebes     3 
§  2 Betriebsleitung        3 
§  3 Vertretung des Eigenbetriebes      4 
§  4 Zuständigkeiten des Rates der Gemeinde     4 
§  5 Betriebsausschuss        4 
§  6 Rechtliche Stellung der Bürgermeisterin / des B  5 
§  7 Unterrichtung der Kämmerin / des Kämmerer    6 
§  8 Wirtschaftsführung und Rechnungswesen     6 
§  9 Personalangelegenheiten       7 
§ 10 Personalvertretung        7 
§ 11 Frauenförderung        7 
§
 
Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) im der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S.666/SGV. NRW. 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes zur Schaffung von mehr Transparenz in öffentlichen 
Unternehmen im Lande Nordrhein-Westfalen vom 17.12.2009 (GV. NRW. S. 950) in Verbindung 
mit der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – EigVO – vom 16.11.2004 – 
GV. NRW. S. 644, ber. 2005 S. 15, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 
17.12.2009 (GV. NRW. S. 963) hat der Rat d
2

§ 1 

 
1. Der Städtische Abwasserbetrieb der Stadt Leichlingen – im Folgenden Betrieb – wird als 

eigenbetriebsähnlicher Betrieb auf Grundlage
B
 

 
3. Zweck des Betriebes einschließlich etwaiger Hilfs- und Nebenbetriebe ist die Umsetzung

§ 2 

 
1. Der Betrieb wird von der Betriebsleitung selbständig geleitet, soweit nicht durch 

Gemeindeordnung, Eigenbetriebsverordnung oder diese Satzung etwas and

Hierzu gehören alle Maßnahmen, die zur Aufrechterhaltung des Betriebes laufend 
notwendig sind, insbesondere der Einsatz des Personals, die Anordnung der notwendigen 
Instandhaltungsarbeiten und der laufenden Netzerweiterung, die Beschaffung von Roh-, 
Hilfs- und Betriebsstoffen sowie Investitionsgütern des laufenden
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iften des § 48 des Beamtenstatusgesetzes und § 81 des 
andesbeamtengesetzes.  

. Zur Leitung des Betriebes wird eine Betriebsleiterin / ein Betriebsleiter bestellt. 

3. Die Betriebsleitung nimmt an den Beratungen des Betriebsausschusses teil.  
 

Vertretung des igenbetriebes 

de, sofern die 
Gemeindeordnung oder diese Verordnung keine andere Regelung treffen.  

nnt gemacht. 
Die Vertretungsberechtigten unterzeichnen unter dem Namen des Betriebs.  

enden Betriebsführung gelten als Geschäfte der laufenden Verwaltung 
(§ 64 Abs. 2 GO). 

 

Zuständigkeiten des Rates der Gemeinde 

en, die er nach der 
emeindeordnung nicht übertragen kann, sowie insbesondere über 

er öffentlichen Abgaben (Abwassergebühren, 

r 
ung des Betriebsausschusses, 

e) die Rückzahlung von Eigenkapital an die Gemeinde. 
 

Betriebsausschuss 

1. Der Rat bildet für den Betrieb einen Betriebsausschuss. 

14 (3) GO in Verbindung 
mit der Wahlordnung für Eigenbetriebe (EigVO) gewählt werden. 

Werkverträgen und von Verträgen mit Tarif- und Sonderkunden. 
Die Betriebsleitung ist für die wirtschaftliche Führung des Betriebes unter ökologischen 
Gesichtspunkten verantwortlich und hat die Sorgfalt eines ordentlichen und 
gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Für Schäden haftet die Betriebsleitung 
entsprechend den Vorschr
L
 

2
 

§ 3 
E
 

1. In den Angelegenheiten des Betriebs vertritt die Betriebsleitung die Gemein

 
2. Der Kreis der Vertretungsberechtigten und der Beauftragten sowie der Umfang ihrer / 

seiner Vertretungsbefugnis werden von der Betriebsleitung öffentlich beka

 
3. Bei verpflichtenden Erklärungen des Betriebs ist nach den Vorschriften der §§ 64 und 74 

GO zu verfahren. Die Erklärungen nach § 64 Abs. 1 GO sind von der Bürgermeisterin 
bzw. dem Bürgermeister oder ihrer / seiner allgemeinen Vertretung und einem Mitglied der 
Betriebsleitung zu unterzeichnen. Arbeitsverträge und sonstige schriftliche Erklärungen 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse von Angestellten und Arbeitern sind von der 
Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister oder ihrer / seiner allgemeinen Vertretung zu 
unterzeichnen (§ 74 Abs. 3 GO); Bürgermeisterin oder Bürgermeister sollen möglichst 
diese Unterschriftsbefugnis durch Dienstanweisung auf die Betriebsleitung übertragen. Die 
Geschäfte der lauf

§ 4 

 
Der Rat der Gemeinde entscheidet über die Angelegenheit
G
 

a) die Bestellung und Abberufung der Betriebsleitung, 
b) die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplanes, 
c) die Festsetzung d

Kanalanschlussbeiträge), 
d) die Festsetzung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Jahresgewinns ode

die Behandlung eines Jahresverlustes und die Entlast

§ 5 

 

 
2. Der Betriebsausschuss besteht aus 11 Mitgliedern, die gemäß § 1
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eidet in den 
Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates unterliegen, falls die  

 

s 
etriebsausschusses entscheiden. § 60 Abs. 1, Satz 3 und 4 GO gelten entsprechend.  

in den ihm vom Rat ausdrücklich übertragenen 
Aufgaben sowie in folgenden Fällen: 

rordnung oder 

er Niederschlagung von Forderungen, wenn sie im Einzelfall € 
10.000 übersteigen. 

ussmitglied des 
Betriebsausschusses. § 60 Abs. 2 Satz 2 und 3 GO gelten entsprechend. 

6. Der Betriebsausschuss entscheidet in Vergabeangelegenheiten. 
 

 Übrigen gelten die Bestimmungen des § 5 EigVO. 
 

Rechtliche Stellung der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters 

gen und ihr im Interesse der 
Einheitlichkeit der Verwaltungsführung Weisungen erteilen. 

eister erzielt, so ist die Entscheidung des 
Hauptausschusses herbeizuführen.  

der laufenden Betriebsführung, die ausschließlich der 
Betriebsleitung unterliegen. 

 
3. Der Betriebsausschuss berät die Beschlüsse des Rates vor. Er entsch

Angelegenheit keinen Aufschub duldet. In Fällen äußerster Dringlichkeit kann der 
Bürgermeister / die Bürgermeisterin mit dem Vorsitzenden / der Vorsitzenden de
B
 

4. Der Betriebsausschuss entscheidet in den Angelegenheiten, die ihm durch die 
Gemeindeordnung und die Eigenbetriebsverordnung übertragen sind. Darüber hinaus 
entscheidet der Betriebsausschuss 

 
a) Zustimmung zu Verträgen, wenn der Wert im Einzelfall den Betrag von € 75.000 

übersteigt; ausgenommen sind die Geschäfte der laufenden Betriebsführung und 
Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung, der Eigenbetriebsve
durch die Hauptsatzung der Zuständigkeit des Rates vorbehalten sind. 

b) Stundung von Zahlungsverbindlichkeiten, wenn sie im Einzelfall € 25.000 übersteigen. 
c) Erlass, Teilerlass od

 
5. In Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Betriebsausschusses unterliegen, 

entscheidet, wenn die Angelegenheit keinen Aufschub duldet, der Bürgermeister / die 
Bürgermeisterin im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden / der Vorsitzenden des 
Betriebsausschusses oder einem anderen dem Rat angehörigen Aussch

 

Im

§ 6 

 
1. Die Betriebsleitung hat die Bürgermeisterin / den Bürgermeister über alle wichtigen 

Angelegenheiten des Betriebes rechtzeitig zu unterrichten. Die Bürgermeisterin / der 
Bürgermeister kann von der Betriebsleitung Auskunft verlan

 
2. Glaubt die Betriebsleitung nach pflichtgemäßem Ermessen die Verantwortung für die 

Durchführung einer Weisung der Bürgermeisterin / des Bürgermeisters nicht übernehmen 
zu können, und führt ein Hinweis auf entgegenstehende Bedenken der Betriebsleitung 
nicht zu einer Änderung der Weisung, so hat sie sich an den Betriebsausschuss zu 
wenden. Wird keine Übereinstimmung zwischen Betriebsausschuss und der 
Bürgermeisterin / dem Bürgerm

 
3. Die Regelungen des Absatzes 2, insbesondere über Weisungsmöglichkeiten, gelten nicht 

für die Angelegenheiten 
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Unterrichtung der Kämmerin / des Kämmerers 

r / ihm ferner auf Anforderung alle sonstigen 
nanzwirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen.  

 

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen 

Wirtschaftsführung und Rechnungswesen richten sich nach den §§ 9 – 26 der EigVO. 
 

 einzelnen wird für den Betrieb hierzu folgendes bestimmt: 

a) 
as Stammkapital wird mit 0,00 € festgesetzt. 

b) 
irtschaftsjahr ist das Kalenderjahr 

c) 

er besteht aus dem Erfolgsplan, dem 
ermögensplan und der Stellenübersicht. 

rmögensplan 
berschreiten, bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschusses.  

 Bürgermeisterin / der Bürgermeister und 
er Betriebsausschuss zu unterrichten.  

d) 

en sowie über die Abwicklung des 
ermögensplans schriftlich zu unterrichten.  

e) 
hnung und dem Anhang 

ind bis zu dem Ablauf von drei Monaten nach Ende des  

§ 7 

 
Die Betriebsleitung hat der Kämmerin / dem Kämmerer den Entwurf des Wirtschaftsplanes 
und des Jahresabschlusses, die Zwischenberichte, die Ergebnisse der Betriebsstatistik und 
die Kostenrechnungen zuzuleiten. Sie hat ih
fi

§ 8  

 

Im
 

Zu § 9 EigVO, Stammkapital 
D
 
Zu § 12 EigVO, Wirtschaftsjahr 
W
 
Zu § 14 EigVO, Wirtschaftsplan 
Der Betrieb hat spätestens einen Monat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres 
einen Wirtschaftsplan aufzustellen. Dies
V
 
Ausgaben für verschiedene Vorhaben des Vermögensplanes, die sachlich eng 
zusammen gehören, sind gegenseitig deckungsfähig. Mehrausgaben für 
Einzelvorhaben des Vermögensplans, die 20 % des Ansatzes im Ve
ü
 
Sind bei der Ausführung des Erfolgsplanes erfolggefährdende Minderbeträge zu 
erwarten, so hat die Betriebsleitung die Bürgermeisterin / den Bürgermeister 
unverzüglich zu unterrichten. Erfolgsgefährdende Mehraufwendungen bedürfen 
der Zustimmung des Betriebsausschusses, es sei denn, dass sie unabweisbar 
sind. Sind sie unabweisbar, so sind die
d
 
Zu § 20 EigVO, Zwischenberichte 
Die Betriebsleitung hat die Bürgermeisterin / den Bürgermeister und den 
Betriebsausschuss vierteljährlich einen Monat nach Quartalende über die 
Entwicklung der Erträge und Aufwendung
V
 
Zu §§ 21 – 26 EigVO, Jahresabschluss, Lagebericht, Rechenschaft 
Der Jahresabschluss mit Bilanz, Gewinn- und Verlustrec
s
 
 
 
 
Wirtschaftsjahres von der Betriebsleitung aufzustellen und über die 
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it dem Beratungsergebnis an den Rat der Gemeinde zur Feststellung weiterleitet.  
 

Personalangelegenheiten 
 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Personen ohne 
Beamtenstatus) zu beschäftigen. 

terin / dem Bürgermeister, wobei der Betriebsleitung ein Vorschlagsrecht 
zukommt. 

n der Stadt zu 
führen und in der Stellenübersicht des Betriebes nachrichtlich anzugeben.  

 

Personalvertretung 

vertretung des 
igenbetriebes übernimmt. Es gilt das Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG). 

 

Frauenförderung 

lten uneingeschränkt 
r den Betrieb. Ebenso die Zuständigkeit der Gleichstellungsbeauftragten.  

 

Inkrafttreten 

en Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
etriebssatzung vom 15.09.2005 außer Kraft.  

 
Bekanntmachungsanordnung 

ach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
ei denn, 

rden, 

ie 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

eichlingen, den 26. April 2012 

r 

Bürgermeisterin / den Bürgermeister dem Betriebsausschuss vorzulegen, der sie 
m

§ 9  

 
1. Beim Betrieb sind in der Regel 

 
2. Die Befugnis zur Einstellung, Ein- und Höhergruppierung und Beendigung von 

Arbeitsverhältnissen mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern liegt bei der 
Bürgermeis

 
3. Die beim Betrieb beschäftigen Beamtinnen / Beamten sind im Stellenpla

§ 10 

 
Der Betrieb bleibt personalvertretungsrechtlich Teil der Dienststelle Stadtverwaltung Leichlingen, 
so dass der Personalrat der Stadtverwaltung Leichlingen auch die Personal
E

§ 11 

 
Die landesgesetzlichen und kommunalen Vorgaben zur Frauenförderung ge
fü

§ 12 

 
Die Betriebssatzung tritt am Tag der öffentlich
B

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Nach § 7 (6) GO des Landes 
Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen diese 
Satzung n
s
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht wo
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei d

 
L
 
gez. Ernst Mülle
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germeister 
28 

über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes  
Nr. 91 „Sondergebiet Am Wallgraben“ 

anes Nr. 91 „Sondergebiet Am Wallgraben“ gem. § 3 Abs.  2  BauGB öffentlich 

Das Plangebiet ist aus folgendem Planausschnit rsichtlich: 
 

Bür

Bekanntmachung 

 
Der Rat der Stadt Leichlingen hat in seiner Sitzung am 26.04.2012 beschlossen, den Entwurf des 
Bebauungspl
auszulegen. 

t e

 
 Maßstab: ohne 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Wiedernutzbarmachung einer innerstädtischen Gewerbebrache 
und die Ansiedlung eines Lebensmitteldiscountmarktes. Bei dem Verfahren handelt es sich um 

mweltbezogenen Stellungnahmen werden gemäß § 3 (2) 
augesetzbuch (BauGB) in der Zeit  

 
vom 21. Mai 2012 bis einschließlich 29. Juni 2012

ein Verfahren gem. § 13 a BauGB.  
Der Entwurf des vorgenannten Bebauungsplanes einschließlich Begründung sowie die 
wesentlichen, bereits vorliegenden u
B

 

n umweltrelevanten Aspekten vor: 

tersuchung 

 
zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt. 
 
Es liegen Informationen zu folgende
 

- Artenschutzprüfung 
- Schalltechnische Un
- Bodengutachten 
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- Verkehrliche Stellungnahme 

 Uhr bis 17.30 Uhr sowie Dienstag- bis 
onnerstagnachmittag von 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr. 

egungsfrist können Stellungnahmen schriftlich oder zur Niederschrift 
bgegeben werden. 

ung nicht oder verspätet geltend gemacht 
urden, aber hätten geltend gemacht werden können. 

2) BauGB in Verbindung mit der Hauptsatzung 
kannt gemacht. 

.05.2012 
 

ez. Ernst Müller 

29 

über die Beteili Leichlingen in 
Anlehnung an den § 3 (1) des Baugesetzbuches (BauGB) 

 
Der Rat der Sta ufstellung des 

er Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus folgendem Planausschnitt ersichtlich: 
 

 
Die öffentliche Auslegung erfolgt im Bauamt der Stadt Leichlingen, Am Schulbusch 16, 42799 
Leichlingen, Zimmer 01/02, während der Dienststunden, Montag bis Freitag, vormittags von 8.30 
Uhr bis 13.00 Uhr, Montagnachmittag von 13.30
D
 
Während der Ausl
a
 
Gem. § 3 (2) Satz 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplanes Nr. 91 „Sondergebiet Am 
Wallgraben“ unberücksichtigt bleiben können, und dass ein Antrag nach § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht 
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Ausleg
w
 
Die öffentliche Auslegung wird hiermit gemäß § 3 (
der Stadt Leichlingen öffentlich be
 
Leichlingen, den 07
Der Bürgermeister
g
 
 

Bekanntmachung 
gung der Öffentlichkeit an Planungsmaßnahmen der Stadt 

in der zurzeit gültigen Fassung 

dt Leichlingen beschloss in seiner Sitzung am 26.04.2012 die A
Bebauungsplanes Nr. 91 „Sondergebiet Am Wallgraben“. 

D

 
Geltungsbereich des Bebauung Sondergebiet Am Wallgraben“ 

Ohne Maßstab 
splanes Nr. 91 „
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er 

as vorstehende Gebiet soll in Anlehnung an den § 3 (1) BauGB öffentlich 
rläutert werden. 

f 1, stattfindenden öffentlichen Anhörung lade ich die Bürger 

er Planentwurf kann ab 18.00 Uhr eingesehen werden. 

.05.2012 
 

gez. Ernst Müller 

 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Wiedernutzbarmachung einer innerstädtischen Gewerbebrache 
und die Ansiedlung eines Lebensmitteldiscountmarktes. Bei dem Verfahren handelt es sich um 
ein Verfahren gem. § 13a BauGB. Auch wenn gem. § 13a BauGB auf die frühzeitige Beteiligung 
der Öffentlichkeit sowie der Träger öffentlicher Belange verzichtet werden kann, soll hier in 
Anlehnung an den § 3 (1) BauGB die Öffentlichkeit über die beabsichtigte Planung informiert 
werden. Im Flächennutzungsplan der Stadt Leichlingen ist die Fläche als gewerbliche Baufläche 
(G) ausgewiesen. Da das Aufstellungsverfahren gem. § 13a BauGB durchgeführt wird, wird d
FNP nach Durchführung des Bebauungsplanverfahrens im Wege der Berichtigung angepasst. 
Die Planung für d
e
 
Zu der am Montag, den 21. Mai 2012, um 18.30 Uhr  im großen Sitzungssaal des Rathauses in 
42799 Leichlingen, Am Büscherho
der Stadt Leichlingen herzlich ein. 
D
 
Leichlingen, den 07
Der Bürgermeister
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